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Ueber Zwangsverſicherung. 
Von Dr. Heinrich Miſera, n. ö. Landesſecretär. 
III. 


Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Zwangsverficherung eigentlich 
nur dem Staate zukommt. Daß die Verſicherung nur eine zwangsweiſe 
ſein kann, davon iſt ſchon hinreichend geſprochen worden. Denn es it 
bewieſen worden, daß die Verſicherung eine wirthſchaftliche und geſell⸗ 
ſchaftliche Nothwendigkeit iſt, und daher dem Staate zukommt. Aber 
wenn fie für den Staat eine Nothwendigkeit iſt, fo muß er fie erzwin⸗ 
gen. Dem Staate gebührt die Einführung der Zwangsverſicherung, 
weil im Rechtsſtaate nur dem Staate allein ein Zwang zukommt. 
Allerdings haben andere Corporationen, ſo die Länder und insbeſondere 
die Gemeinden, eine Art Zwangsgewalt. Doch dieſe können ſie im 
Rechtsſtaate nur vom Staate haben und bekommen ſie deshalb, weil in 
gewiſſen Gegenden einzelne Verhältniſſe einen Zwang erfordern, während 
in anderen Gegenden es ſolche Verhältniſſe gar nicht gibt, oder dieſelben 
nicht ſo beſchaffen ſind, daß ſie einen Zwang fordern würden. Weil der 
Zwang nur einzelnen Gegenden zukommt, ſo iſt es der Sache ent⸗ 
ſprechend, daß der Geſammtſtaat nicht die ganze Zwangsgewalt aus⸗ 
übt, ſondern ſie zum Theile den Corporationen überläßt, welche dieſe 


Gegenden zu vertreten haben. Da aber jeder Zwang von ihm ausgeht, die Durchführung der Zwangsverſicherung eine ſehr verwickelte. 


muß der Staat ſich eine gewiſſe Oberaufſicht vorbehalten. 


N Von dieſem 
Standpunkte iſt auch die Frage, welche uns beſchäftigt, 


zu löſen. 


Es iſt daher ſelbſtverſtändlich, daß auch in Oeſterreich der Staat 
vor Allem ſich um das Verſicherungsweſen zu kümmern hat. Er hat 
die Grundzüge, die allgemeinen Principien feſtzuſtellen, dies erfordert 
das Princip der Oberaufſicht. Ob aber dem Staate in jeder Beziehung 
die Durchführung der Verſicherung zukommt, iſt eine andere Frage. 
Dies muß insbeſondere bei der Hagel⸗ und Feuerverſicherung gejagt 
werden. Es braucht nicht vieler Beweiſe, daß die Bedürfniſſe der 
Länder in dieſer Beziehung ſehr verſchiedenartige find. Es iſt evident, 
daß das Hagelwetter für die Alpenländer nicht jene Bedeutung hat, wie 
z. B. für Böhmen und Mähren. Eine intereſſante Stelle müſſen wir 
diesbezuglich aus der wiederholt von uns citirten Nummer der Wiener 
„Deutſchen Wochenſchrift“ anführen. 

Dieſelbe enthält Folgendes: „Der durchſchnittliche Brandſchaden 
für ein beſchädigtes Gebäude betrug (gleichfalls nach der officiellen 
Statiſtik im Jahre 1884) in Oberöſterreich über 3000 fl., in Nieder⸗ 
öfterreih, Tirol und Vorarlberg, Salzburg, Kärnten, Böhmen und 
Schleſien 1000 bis 2000 fl., in Steiermark, Krain, Küſtenland und 
Bukowina 500 bis 1000 fl., in Dalmatien 380 fl. und in Galizien 
endlich 374 fl. Aehnlich belief ſich der Hagelſchaden im Durchſchnitte 
per Hektar in Dalmatien auf 60 fl., in Mähren auf 50 fl., in 
Schleſien auf 40 fl., in Krain auf 30 fl. und in Salzburg auf 12 fl.; 
der Hagelſchaden im Durchſchnitte für eine Partei in Kärnten auf 
263 fl., in Mähren auf 110 fl. und in Galizien auf 38 fl.“ 

Die Hagel⸗ und Feuerverſicherung iſt daher vorzugsweiſe Sache 
der Länder. 

Was von den „Gemeinden“ in dieſer Beziehung zu halten iſt, 
darüber ſind zwei intereſſante Stellen in Schäffle's „Das geſellſchaft⸗ 
liche Syſtem der menſchlichen Wirthſchaft“ II. Bd. enthalten. Die eine 
befagt Folgendes: „Bei Immobiliarverſicherungen iſt hiefür ein ganz 
geeignetes Organ in der Gemeindecorporation gegeben; eine Uebertaxation 
durch die Gemeindebehörde iſt da leicht zu vermeiden. Auch zur Controle 
der Declarationen in der Mobiliarbrandverſicherung mögen wenigſtens 
in kleineren Gemeinden die Ortsbehörden durch Begutachtung mitwirken; 
doch wird die Verwaltung der Verſicherungsanſtalt durch 
ihre Agenten von Fall zu Fall ſelbſt Unterſuchung pflegen 
müſſen, wenn die bei der Mobiliarverſicherung ſo nahe 
liegende Gefahr des Verſicherungsmißbrauches durch Brand— 
ſtiftung vermieden werden will.“ Dieſe Stelle gibt darüber zu 
denken, ob im Falle der Uebernahme der Verſicherung durch die Ge⸗ 
meinden, in manchen, insbefondere kleinen Gemeinden die Kräfte der 
Gemeindevorſtände dazu hinreichen möchten, daß das Inſtitut der Meidung, 
inſoweit es ſich ebenfalls bei den Gemeinden befindet, genug energiſch gehand⸗ 
habt würde. Auch wären die Erfahrungen, welche das Inſtitut der Meidung 
durch die Verſtcherung gewinnen ſoll, und auf welche oben ein ſehr 
großes Gewicht gelegt wurde, ſehr complieirte und es wäre überhaupt 
Die 
zweite Stelle ſagt Folgendes: „Gemeindebehörden würden hiefür (d. i. 
| für die Hagel⸗ und Viehverſicherung) nur dann geeignete Organe fein, 


s 


wenn die Gemeinde ſelbſt für den Schaden aufzukommen hätte; und nen Länder zu treten haben. Sollen nun die Länder ſofort die ganze 
ſelbſt daun wäre Mißbrauch auf Unrechtskoſten ſehr leicht möglich, indem Verſicherung übernehmen? Sollen die bisher beſtehenden Anſtalten für 
der Hagelſchaden für Einzelne zu hoch eingeſchätzt, oder indem der Vieh- die Verluſte, welche ſie hiedurch erleiden, eine Eutſchädigung erhalten ? 
eigenthümer in Beziehung auf ſorgfältige Pflege des Viehs nicht genügend Es wird dagegen jo manche berechtigte Einwendung gethan. 
überwacht werden würde.“ 1. Die bereits beſtehenden Anſtalten haben ſo manches Gute 
Die Durchführung der Feuer- und Hagelverſicherung iſt alſo geleiſtet. Die Entſtehung und Ausbildung der einzelnen Verſicherungs⸗ 
eigentlich Sache der Länder. Etwas Anderes iſt es mit der Lebens- zweige wäre in mauchen Ländern ohne fie ein Ding der Unmöglichkeit 
verſicherung. Einzelne Theile derſelben ſind von ſolcher wirthſchaftlicher geweſen. 
und geſellſchaftlicher Wichtigkeit, daß der Staat auch dieſer Verſicherung 2. Die beſtehenden Anſtalten repräſentiren eine bedeutende Erfah⸗ 
zum größten Theile ſich wird bemächtigen müſſen. Wir glauben nicht | rung. Sie beſitzen Leute, welche in ihrem Fache eine gewiſſe Ausbildung 
zu irren, wenn wir annehmen, daß das geflügelte Wort des genialen erhalten haben. Dieſe Ausbildung iſt ungemein wichtig, da es insbeſon⸗ 
deutſchen Reichskanzlers betreffend „das Recht auf Arbeit“, wenn es ſich dere bei dem Verſicherungsweſen auf die perſönliche Findigkeit und 
überhaupt verwirklichen läßt, ſich uur auf dem Wege der Verficherung Geſchicklichkeit der betreffenden Organe ankommt. Die Beurtheilung des 
wird verwirklichen laſſen. Dieſe Verſicherung berührt aber ſo ſehr das Riſicos, die erſte Aufnahme und die Fixirung der Verſicherungsſumme 
perſönliche Leben des Einzelnen und der Geſellſchaft, daß es unbedingt erfordern namentlich eine beſondere Erfahrung. Schon bei der Feuer⸗ 
nothwendig ſein wird, daß der Staat die Organiſirung und Durchführung | verficherung iſt dies Alles von großer Wichtigkeit. Bei der Hagel⸗ 
dieſer Verſicherung ſich ſelbſt vorbehält. verſicherung iſt eine beſondere Schulung der Organe eine unumgängliche 
Doch iſt dieſer Gegenſtand von ſo eminenter Wichtigkeit, daß der Nothwendigkeit. Das Object, welches da verſichert wird, iſt kein ſtetiges. 
Schreiber dieſer Zeilen ihn an dieſer Stelle nicht behandeln will, denn So iſt z. B. der Frühſchaden ein anderer als der Schaden zur Zeit 
er kann nur dann gehörig gewürdigt werden, wenn er einer ſpeciellen der Körnung oder der Schaden zur Zeit der Reife. Ferner muß der 
Behandlung unterzogen wird. Strohwerth berückſichtigt werden. Dann rufen Wildſchäden, Vogelfraß, 
IV. Platzregen, Pflanzenkrankheiten Erſcheinungen hervor, welche im Falle 
eines Hagelwetters die Conſtatirung des eigentlichen Hagelſchadens ſehr 
Die nächſte Frage iſt folgende: „Welcher Organe ſollen ſich die erſchweren. Dann ſind noch ſo manche Momente, welche eine beſondere 
Länder zur Durchführung der Feuer⸗ und Hagelverſicherung bedienen?“ Schulung nothwendig machen. 


Innig verwandt mit dieſer Frage iſt wiederum die Frage: „Auf welche 3. Erfahrene Leute werden bei der Verſtaatlichung (oder Ver⸗ 
Weiſe ſoll in den einzelnen Ländern die Hagel⸗ und Fenerverſicherung | länderung) der Feuer⸗ und Hagelverſicherung um jo nothwendiger fein, 
eingeführt werden?“ als die Zahl der Verſicherungen in einem ſehr bedeutenden Maße ſich 


Bevor wir dieſe Frage für Oeſterreich einer Erörterung unter vermehren wird. Der bureaukratiſche Schimmel dürfte da nicht genügen. 
ziehen, wollen wir die Verhältniſſe in den einzelnen deutſchen Staaten 4. Ferner muß berückſichtigt werden, daß durch die Verſtaatlichung 
einer kurzen Betrachtung unterwerfen. der Verſicherung der Nothlage geſteuert werden ſoll? Es darf da nicht 

In Sachſen iſt die Leitung der Landes⸗Immobiliar⸗Brand⸗ eine neue Nothlage geſchaffen werden, indem man eine Menge Leute 
verſicherungsanſtalt unter der Aufſicht des Miniſteriums des Innern der brodlos macht. 

Brandverſicherungscommiſſion übertragen, welche aus einem Vorſitzenden Was ſollen die Länder aber thun? Sollen ſie die Anſtalten 
und mehreren Räthen beſteht und welcher auch die nöthigen Beamten expropriiren? Ein ſolches Verfahren wäre wohl bei der nicht beſonders 


beigegeben find. Für die Angelegenheiten der Anſtalt beſtehen nämlich günſtigen finanziellen Lage des Staates und einzelner Länder nicht leicht 


drei Juſtanzen, und zwar die Amtshauptmaunſchaft, bezw. der Gemeinde⸗ möglich. Sollen die Länder ſämmtliche Bedienſtete und Agenten der 
vorſtand, Bürgermeiſter oder Stadtrath als die unterſte Inſtanz, die einzelnen Privatverſicherungsanſtalten ohne Auswahl übernehmen? Das 
Brandverſicherungscommiſſion als die mittlere und das Miniſterium des kann den Ländern doch nicht zugemuthet werden. Auf der anderen Seite 
Innern als die oberſte Inſtanz. Zur Beſorgung der in der unterſten iſt aber eine Auswahl, welche einerſeits ſofort vorgenommen werden ſoll, 
Inſtanz zu erledigenden techniſchen Geſchäfte ſind techniſch gebildete und anderſeits dem Intereſſe der Sache nicht widerſprechen, zugleich 
Brandverſicherungsinſpectoren beſtellt, welche nicht Staatsdienerqualität aber auch keine ſociale Nothlage hervorrufen darf, ſehr ſchwierig. Oder 
haben. Außerdem beſteht ein von der Ständeverſammlung gewählter ſoll man eine zwangsweiſe Verſicherung zu Gunſten der privaten Geſell⸗ 
Ausſchuß von 5 Mitgliedern, welchem die Aeußerung über die Geſetz⸗ ſchaften einführen? Dieſe Sache wäre an und für ſich ein ſehr 
gebung und die organiſche Einrichtung betreffend das Feuerverſicherungs⸗ bedenkliches Experiment. Auch würde hiedurch die Verwaltung des Ver⸗ 
weſen, die Erledigung der Perſonalangelegenheiten in der Eommiſſion, ſicherungsweſens eine ſehr eomplicirte werden, wodurch wiederum die 


die Feſtſtellung des Rechenſchaftsberichtes u. m. a. zukommt. oben betonte Concentration und Vereinfachung gewiſſer öffentlicher Thä⸗ 
In Baden verſieht die obere Leitung der Feuerverſicherungsanſtalt | tigfeiten und die Vortheile derſelben illuſoriſch würden. 
und ihrer Fonds das Miniſterium des Innern. Die unmittelbare Ver⸗ Ein Anhaltspunkt für die Beantwortung der Frage, auf welche 


waltung geſchieht durch einen Verwaltungsrath und die ihm untergebene Weiſe die Verſtaatlichung (recte Verländerung) der Feuer- und Hagel⸗ 
Feuerverſicherungscaſſe. Die Erhebung der Beiträge und die Auszahlung verſicherung am zweckmäßigſten durchgeführt werden konnte, iſt durch die 
der Entſchädigung beſorgen die Orts⸗ bezw. Bezirkseinnehmer. Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften gegeben. Denn zunächſt entſprechen dieſelben 
In Württemberg beſorgt die Verwaltung der Anſtalt unter dem Principe, daß aus der Verſicherung, welche der Nothlage ſteuern 
der oberen Leitung des Miniſteriums des Innern ein vom Landesherrn ſoll, kein Geſchäſt gemacht werden darf. Wenn geſagt wird, daß der 
ernannter Verwaltungsrath, beſtehend aus drei Mitgliedern, von denen Apparat bei den Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften complicirter iſt, als bei den 
eines zum Richteramte befähigt ſein muß. Dieſer Verwaltungsrath wird Verſicherungsinſtituten, die auf Erwerb ausgehen, ſo iſt das nicht ſo 
im Falle der Entſcheidung von Streitigkeiten durch zwei weitere relevant. Deun erſtens müßte erſt bewieſen werden, daß eine derartige 
Collegialmitglieder verſtärkt. Gegen Entſcheidungen desſelben über Complicirung der Sache ſchadet, und zweitens it auch nicht erwieſen, 
höhere Entſchädigungsanſprüche ſteht der Recurs an den k. Geheimen daß die Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften mehr koſten, als die anderen Inſtitute. 
Rath offen. Wer dies beweiſen wollte, müßte beweiſen, daß das begrenzte 
In Baiern iſt zur Verwaltung der Anſtalt die Brandverſicherungs⸗ Mehr an Verwaltungskoſten größer iſt, als der Gewinn, den das unbe⸗ 
kammer berufen, welche dem Staatsminiſterium des Innern unmittelbar] grenzte Intereſſe bei den Erwerbsinſtituten machen will. Ferner find 
untergeordnet iſt. Die höheren Beamten dieſer Behörde werden vom die Gegenſeitigkeitsgeſellſchaften Selbſtverwaltungskörper. Die Bedeutung 
Könige ernannt, die Organiſation iſt durch Verordnung beſtimmt. Dem der Selbſtverwaltungskörper iſt aber auf wirthſchaftlichem Gebiete zu 
Staatsminiſterium iſt die Feſtſetzung des jährlichen Etats der Anſtalt ſuchen. Denn auf wirthſchaftlichem Gebiete ſchafft das Intereſſe eine 
vorbehalten, die Caſſageſchäfte beſorgt die k. Bank in Nürnberg. In nicht zu unterſchätzende Controle und eine ebenſo werthvolle Erfahrung. 
jedem Regierungsbezirke ſind aus der Zahl der Bauverſtändigen mehrere Durch dieſe Erfahrung kann aber einzig und allein das Verſchiedenartige 
Brandverſicherungsinſpectoren aufgeſtellt, deren amtliches Verhältniß und des täglichen Lebens und des menſchlichen Verkehres erfaßt und ermeſſen 
Geſchäftsführung durch eine beſondere Juſtruction feſtgeſtellt iſt. werden. Aus ähnlichen Gründen iſt für die Anſtalt von großer Wichtig⸗ 
In Oeſterreich ſind die ſtaatlichen Verhältniſſe andere und wir keit, daß fie ſich ſelbſt erhält. 
haben oben geſehen, daß an die Stelle der einzelnen Staaten die 64 | Doch iſt eine Gegenſeitigkeitsgeſellſchaft für ſich nur eine private 
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Anftalt. Auch gehen viele wichtige Vortheile, auf welche bereits zu | gelegt, durch welche die Zahlung der Expropriationsraten und die all⸗ 
wiederholten Malen hingewieſen worden iſt, verloren, wenn mehrere mälige Verringerung des Geſchäftskreiſes der privaten Anſtalten geregelt 
Anſtalten beſtehen. Es iſt daher nothwendig, daß eine Anſtalt den werden ſoll. Der Vertrag müßte politiſch exequirbar ſein. Die Landes⸗ 
Mittelpunkt des Verſicherungsweſens bildet, und daß dieſe Anftalt den anſtalt hat in Folge der Expropriation und der hiedurch, ſowie über⸗ 


Charakter der Oeffentlichkeit erhält. 

Es müßte daher im Lande eine gegenſeitige Verſicherungsanſtalt 
zum Mittelpunkte des Verſicherungsweſens gemacht werden, welche ihren 
Sitz im Lande ſelbſt — eine ſolche Anſtalt kennt die Verhältniſſe am 
Beſten und bietet den Landesbewohnern die beſte Gewähr — hat, 
und welche den ausgedehnteſten Geſchäftsbetrieb beſitzt. Sollte eine 
gegenſeitige Verſicherungsanſtalt im Lande nicht vorhanden ſein, ſo müßte 
ſie geſchaffen werden. 

Doch müßten auch die Intereſſen der anderen Verſicherungsinſtitute 
geſchont werden, da fie an und für ſich zu berückſichtigen find, und da 
durch die zwangsweiſe Einführung der Verſicherung, durch welche das 
Verſicherungsweſen den Charakter der Oeffentlichkeit erlangt, eine 
bedeutende Ausdehnung des Verſicherungsweſens im Lande hervorgerufen 
wird und daher die im Verſicherungsweſen thätigen Organe und deren 
Erfahrungen deſto wichtiger werden. 

Es iſt daher nothwendig, daß die zwangsweiſe Ver- 
ſicherung zu Gunſten ſämmtlicher Verſicherungsanſtalten, 
welche zur Zeit der Einführung der zwangsweiſen Ver⸗ 
ſicherung im Lande Geſchäfte betreiben, eingeführt wird. 

Aus anderen bereits zur Genüge erörterten Gründen 
iſt es aber auch nothwendig, daß dieſer Zuſtand kein 
dauernder bleibt, ſondern daß mit der Zeit das Ver⸗ 
ſicherungsweſen in eine Hand übergeht. Aus dem letzteren 
Grunde muß eine Anſtalt, wie bereits erwähnt, zum Mittelpunkte des 
Verſicherungsweſens im Lande gemacht werden. Ferner muß der Stand 
des Verſicherungsweſens (d. i. die Anſtalten, welche die Verſicherung 
betreiben, und die Ausdehnung ihrer Geſchäfte im Lande) genau feſt⸗ 
geſtellt und bis zur Einführung des Geſetzes in Evidenz gehalten und 
genau ergänzt werden. Die Durchführung der zwangsweiſen Verſicherung, 
welche alle eben aufgeſtellten Bedenken beſeitigen muß, ließe ſich auf 
folgende Weiſe bewerkſtelligen. 

1. Das Statut der Auſtalt, welche zum Mittelpunkte des 
Verſicherungsweſens im Lande gemacht wird (z. B. in Mähren die 
Statuten der k. k. priv. mähriſch⸗ſchleſiſchen wechſelſeitigen Verſicherungs⸗ 
anſtalt in Brünn), wird im Intereſſe der Oeffentlichkeit einer Revifion 
unterzogen und zum Landesgeſetze gemacht. Die Functionäre und 
Organe dieſer am meiſten Vertrauen genießenden Anſtalt werden Landes⸗ 
functionäre und Landesbeamte. 

2. Es wird ein Regulativ für die anderen Verſicherungs⸗ 
anſtalten geſchaffen, welches denſelben Principien der Oeffentlichkeit 
Rechnung zu tragen hat. Die Statuten der einzelnen Anſtalten ſind 
nach dem Regulative einer Reviſion zu unterziehen. Die Organe der 
Anſtalt werden nicht ſofort Landesorgane. 

In dieſem Statute und in dieſem Regulative ſind auch 
die Principien, die im Nachfolgenden beſprochen werden, zu berück⸗ 
ſichtigen. 

Die unter 1. beſprochene Anſtalt, die wir „Landesanſtalt“ nennen 
wollen, hat eine Expropriation der übrigen im Lande Geſchäfte treiben⸗ 
den Anſtalten nach dem Stande des Verſicherungsweſens zu der Zeit, 
wo die zwangsweiſe Verſicherung geſetzlich wirkſam wird, d. i. ohne 
Berückſichtigung der durch den Zwang bei den einzelnen Anſtalten be⸗ 
wirkten Vermehrung der Geſchäfte, durchzuführen. Das Statut und das 
Regulativ beſtimmen, daß mit jeder einzelnen Geſellſchaſt ein beſonderer 
Vertrag abgeſchloſſen wird, und beſtimmen die Principien, welche in den 
einzelnen Verträgen zur Geltung gelangen müſſen. 

Die Entſchädigung, welche den Anſtalten von der Landesanſtalt 
gezahlt wird, richtet ſich, wie oben erwähnt, nach dem Stande der Ver⸗ 
ſicherung zu der Zeit, wo die zwangsweiſe Verſicherung geſetzlich wirk⸗ 
ſam wird, und iſt in Jahresraten oder in Raten, welche immer nach 
einer beſtimmten Anzahl von Jahren gezahlt werden, zu leiſten. Mit der 
Zahlung einer jeden Expropriationsrate hat ſich der Geſchäftskreis der 
privaten Anſtalten zu vermindern. Es wird geſetzlich ein Zeitpunkt nach 
Einführung der zwangsweiſen Verſicherung ſeſtgeſtellt, von welchem an 
die privaten Anſtalten die Anzahl ihrer Verſicherungen entweder gar 
nicht oder nur im beſchränkten Maße vermehren dürfen. 

Von dieſem Zeitpunkte an werden die Expropriationsraten ge⸗ 
zahlt, dieſer Zeitpunkt wird auch den einzelnen Verträgen zu Grunde 


haupt durch die Verländerung des Verſicherungsweſens nothwendigen 
Vermehrung der Organe größere Koſten als die anderen Anſtalten zu 
tragen. Sie muß daher gewiſſe Privilegien genießen, bezw. müſſen die 
Privatanſtalten größere Laſten tragen. In Baiern leiſtet die Staatsanſtalt 
gewiſſe Beiträge zur Unterſtützung verunglückter Feuerwehrmänner und 
deren Hinterbliebenen, ſowie zur Förderung des Feuerlöſchweſens. 

Es wäre ſehr zweckmäßig, wenn bei uns nur die Privatanſtalten 
ſolche Beiträge und andere Beiträge im Intereſſe der Meidung zahlen 
würden. Das Statut und das Regulativ hätte die Bedingungen, 
unter welchen, und die Brincipien, nach welchen die ein⸗ 
zelnen Organe von der Landesanſtalt übernommen werden, 
feſtzuſetzen. Die Verträge hätten einen diesbezüglichen Plan zu eut⸗ 
halten. Die Uebernahme dürfte jedoch nur al lmälig ſtattfinden. Allein 
würde durch alle dieſe Verfügungen die Oeffentlichkeit genügend geſchützt 
werden? Genügt die oben erwähnte Verfaſſung dazu, um das Ver⸗ 
ſicherungsweſen zu einer Landesſache zu machen? Das Land muß eben 
eine größere Ingerenz haben. Eine ausgedehnte Oberaufſicht des Landes 
macht die Verſicherung eigentlich erſt zur Landesſache. 

Es wäre eine ähnliche, ja noch eine ſtrengere Oberaufſicht zu 
ſchaffen, als die Länder eine ſolche gegenüber den Gemeinden beſitzen. 
Das Statut und das Regulativ müßte der Landesvertretung eine ge⸗ 
regelte Controle der Vermögensgebahrung der Anſtalten, eine Vertretung 
in deu verſchiedenen Directionen, d. i. bei der Verwaltung der Anſtalten, 
ein gewiſſes Vetorecht, die Beſtätigung der Organe der Anſtalt, ein un⸗ 
mittelbare Einſchreiten bei beſonders wichtigen Fällen u. ſ. w. vorbe⸗ 
halten. Damit die Verſicherung bei den Ländern die vollkommenſte 
Würdigung erfahre, wäre es angemeſſen, daß bei den einzelnen Landes⸗ 
ausſchüſſen hiefür ein beſtimmtes Amt geſchaffen werde. In Mähren wird 
für Unterſtützungen bei Elementarfällen jährlich ein Betrag von 10.000 fl. 
in den Landesvoranſchlag eingeſtellt. Wenn die Sache weiſe eingerichtet 
wird, ſo genügt dieſer Betrag vollkommen zur Schaffung eines Landes⸗ 
verſicherungsamtes. Und durch ein ſolches Amt wäre dem Unglücke mehr 
geſteuert, als durch Unterſtützungen, welche niemals den wirklichen Ver⸗ 
hältniſſen entſprechen können. Wenn die Geſetzgeber die einzelnen, be⸗ 
rechtigten Intereſſen mit weiſer Umſicht berückſichtigen, ſo werden ſie ſehr 
leicht zu dem erhabenſten Ziele der Geſetzgebung gelangen, d. i. zur 
ha Würdigung der allgemeinen Nothlage. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Für die geſetzmäßige Art der Ausübung einer Gewerbsconceſſion 
ſind die behördlichen Vorſchriften bei deren Verleihung maßgebend 
und iſt die getheilte Ausübung einer urſprünglich, wenngleich in 
getrennten Conceſſionen, jedoch mit der ausdrücklichen Beſtimmung 
als Ganzes ertheilten Gaſtgewerbsconceſſton nicht zuläſſig. 

Anna W. erhielt im Jahre 1868 vom Ber Bezirksamte die 

Conceſſion zum Ausſchanke von Bier, Wein, Kaffee und Liqueuren mit 
Ausnahme des Branntweins und zur Speiſenverabreichung für das Haus 
Nr. 138 in P. und nachträglich im Recurswege von der Statthalterei 
(Erlaß vom 18. Juni 1869, Z. 31.376) noch die Eonceſſion zum 
Branntweinſchanke für dasſelbe Haus mit dem ausdrücklichen Bemerken, 
daß dieſe einzelnen Gaſtgewerbsberechtigungen nicht abgeſondert verpachtet, 
ſondern nur in einem und demſelben Locale ausgeübt werden dürfen. 

Dieſer letztere Paſſus wurde von der nunmehrigen Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft P. der Anna W. erſt dann intimirt, als das von dem 
citirten Erlaſſe unterrichtete Bürgermeiſteramt des Ortes die Anzeige 
machte, daß die Genannte die in zwei durch einen Gang von einander 
getrennten Localen etablirten Gewerbe, nämlich die Gaſtwirthſchaft einer⸗ 
ſeits und den Branntweinſchank anderſeits, an zwei verſchiedene Perſonen 
verpachtet habe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erklärte nun, daß die ſpätere Conceſſion 
ſelbſtverſtändlich nur ein Nachtrag zur früheren war, daß ſomit beide 
vereinigt zu betreiben und daher der ſelbſtſtändige Branntweinſchank auf⸗ 
zulaſſen iſt. 

Ueber den dagegen eingebrachten Recurs der Anna W. verwies 
die Statthalterei mit der Entſcheidung vom 8. September 1869, Z. 45.320, 


auf ihren Erlaß vom 18. Juni 1869, Z. 31.376, nach deſſen klarem 
Wortlaute die der Recurrentin verliehenen einzelnen Berechtigungen nur 
in einem und demſelben Locale des Hauſes Nr. 138 ausgeübt, nicht 
abgeſondert verpachtet, mithin immer nur von Einer Perſon vereinigt 
betrieben werden dürſen. 

Ungeachtet dieſer rechtskräftigen Entſcheidung erwirkte Anna W. 
im Jahre 1883 die gewerbsbehördliche Genehmigung einer Pächterin, 
Eliſabeth Z., für den Branntweinſchank (Decret vom 23. März 1883, 
3. 2653) und eines Pächters, Johann F., für das Gaſtgewerbe (Decret 
vom ſelben Datum, Z. 3314). 

Im Jahre 1884 gelangte jedoch die Bezirkshauptmannſchaft zur 
Kenntniß dieſer Theilung des Gewerbes. Sie ſah zwar mit Rückſicht 
auf ihre im Mittel liegenden Genehmigungsdecrete von einer Straſ⸗ 
amtshandlung ab, ſetzte jedoch mit dem Beſcheide vom 14. September 1884, 
3. 10.186, ihre beiden Erläſſe als ungeſetzlich, weil dem Statthalterei⸗ 
erlaſſe vom 8. September 1869, Z. 45.320, direct zuwiderlaufend, außer 
Kraft und wies die Anna W. an, die beiden Geſchäfte unverzüglich zu 
vereinigen, eventuell für beide gemeinſam, falls wichtige Gründe vor⸗ 
liegen, einen zu genehmigenden Pächter oder Stellvertreter zu beſtellen, 
widrigens gegen fie nach § 132 a Gewerbeordnung ſtrafbar vor⸗ 
gegangen würde. 

Anläßlich des dagegen gerichteten Recurſes der betroffenen Partei 
hat die Statthalterei unterm 18. Mai 1885, 8. 83.836, die angefochtene 
Entſcheidung behoben, weil die Bezirkshauptmannſchaft nicht berechtigt 
war, die beiden, längſt in Rechtskraft erwachſenen, auf die Genehmigung 
der Pächter ſich beziehenden Beſcheide von Amtswegen ſelbſt außer 
Kraft zu ſetzen. a 

Inſoferne jedoch die Statthalterei in die Kenntniß gelangt iſt, daß 
im Widerſpruche mit ihrer Entſcheidung vom 8. September 1869, 
8. 45.320, durch die Beſcheide vom 23. März 1883, Nr. 2653 und 
3314, der Anna W. die getrennte Ausübung der Gaſt⸗ und Schank⸗ 
gewerbsberechtigungen geſtattet wurde, ſo hat ſie die beiden citirten 
Beſcheide erſter Inſtanz, als mit den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriſten 
unvereinbarlich von Amtswegen außer Kraft geſetzt und der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft die Veranlaſſung übertragen, daß die Ausübung der 
Berechtigungen im Sinne ihres citirten Erlaſſes von 1869 erfolge. 

In dem gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Miniſterialrecurſe 


machte Anna W. geltend, daß ihr die beiden Couceſſionen zeitlich getrennt | 


verliehen worden ſeien, woraus das Recht auch zur getrennten Ausübung 
derſelben reſultire, und daß ſie ſeit vollen 16 Jahren die beiden Gewerbe 
abgeſondert, zumeiſt durch Pächter, 
beſonders die Steuern entrichte. 


Das Miniſterium des Innern fällte unterm 3. Mai 1886, 


3. 2545, nachſtehende Entſcheidung: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe der Anna W. 
in P. gegen die dortämtliche Entſcheidung vom 18. Mai 1885, Z. 83.836, 
womit derſelben unter Behebung der Beſcheide der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft P. vom 23. März 1883, 3. 2653 und 3314, betreffend die 
Genehmigung zweier Stellvertreter zur Ausübung ihres Gaſt⸗ und 
Schankgewerbes einerſeits und ihres Branntweinſchankes anderſeits im 
Hauſe Nr. 138 in P., die ungetrennte Ausübung dieſer beiden, nach 
Maßgabe der Coneeſſionsverleihung ein Ganzes bildenden Gewerbe 
aufgetragen wurde, aus den Motiven der angefochtenen Entſcheidung 
keine Folge zu geben. Gleichzeitig wird die k. k. Statthalterei angewieſen, 
noch in Bezug auf die Ordnung der Erwerbſteuerbemeſſung, beziehungs⸗ 
weiſe die Ausſtellung eines einzigen Steuerſcheines anſtatt der bisherigen 
zwei Erwerbſteuerſcheine das Geeignete zu veranlaſſen.“ Io, 


Geſetze und Berordnungen. 


1886. II. Semeſter. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 


X. Stück. Ausgeg. am 31. Juli. — 19. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Oberöſterreich vom 20. Mai 1886, Z. 6492, über die Abkürzungs⸗ 
zeichen für das Myriameter und Quadratmyriameter. — 20. Erlaß des k. k. 
Statthalters in Oberöſterreich vom 15. Juli 1886, Z. 1307/Pr., die Stempel⸗ 
freiheit der mündlichen Anſuchen um Jagdkarten betreffend. 
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XI. Stück. Ausgeg. am 14. September. — 21. Erlaß des k. k. Statt⸗ 
halters in Oberöſterreich vom 12. Auguſt 1886, Z. 10.551, betreffend die über 
Veranlaſſung des hohen k. k. Miniſteriums des Innern vom oberſten Sanitäts⸗ 
rathe verfaßte und zur Darnachachtung den politiſchen Landesbehörden bekannt⸗ 


gegebene Cholera⸗Inſtruction. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium 
Alexander Varges anläßlich deſſen Penſtonirung die Allerhöchſte Zufriedenheit 
ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Oberfinanzrathe der Finanz⸗Landesdirection in Graz Karl von 
Ettingshauſen anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit 
ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der niederöſterreichiſchen Finanz⸗ 
procuratur Dr. Franz Ritter von Pollak den Orden der eiſernen Krone dritter 
Clafſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Poſtdirector Eduard Biringer in Zara zum 
Oberpoſtdirector in Trieſt ernannt. 

Seine Majeftät haben dem Director des Miniſterial⸗Zahlamtes, kaiſerl. 
Rathe Wilhelm Deſſelier den Titel und Charakter eines Regierungsrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Erhebung der Conſulargentie in Pyrgos zu 
einem Honorar-Viceconſulate genehmigt und den Conſularagenten Peter Pleſſa 
zum Honorar-⸗Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Förſter Franz Släma in Lechowitz das 
ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der niederöſterreichiſchen 
Finanz⸗Landesdirection Nicolaus Stöhr anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel 
und Charakter eines Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem niederöſterreichiſchen Landesarchivar Alois 
König das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Zoll⸗Oberamtscontrolor des 
Hauptzollamtes in Trieſt Anton Trampus taxfrei den Titel eines kaiſerlichen 
Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Zoll⸗Oberamtscontrolor des Haupt⸗ 
zollamtes in Trieſt Anton Gasparini taxfrei den Titel eines kaiſerlichen 
Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Auberg Franz Püh⸗ 
ringer das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Rechnungsrath Franz Pfeifer zum Oberrechnungsrathe und den Rechnungs⸗ 
revidenten Raimund Kaftelic zum Rechnungsrathe der Landesregieru 
Laibach ernannt. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bibliothekar im Miniſterium für Cultus und Unterricht und Privatdocenten an 
der Wiener Univerſität Dr. Thomas Fellner zum Archivsdirector im Miniſterium 
des Innern ernannt. 


betrieben habe und auch für KB) . ac 


Erledigungen. 
Landesfürſtliche Bezirksthierarztesſtelle in Salzburg (Umgebung) in der 
eilften Rangsclaſſe, bis Mitte Juli. (Amtsbl. Nr. 140.) 
Fünf landesfürſtliche Bezirksthierarztesſtellen in Steiermark in der eilften 
Rangsclaſſe, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 140.) N 5 
Baurathsſtelle in der ſtebenten Rangsclaſſe, eventuell Oberingenieursſtelle 
in der achten, Ingenieursſtelle in der neunten und Bauadjunctenſtelle in der 
zehnten Rangsclaſſe, bis 20. Juli. (Amtsbl. Nr. 142.) 
Landes fürstliche Bezirksthierarztesſtelle in der eilften Rangsclaſſe für den 
politiſchen Bezirk Sebenico, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 143.) 
Vierzehn landesfürſtliche Bezirksthierarztesſtellen in der eilften Rangsclaſſe 
in Galizien, bis 10. Juli. (Amtsbl. Nr. 144.) 


Concurs. 


In Folge Beichluffes des Stadtverordnetencollegiums vom 31. Mai 
wird hiemit zur Wiederbeſetzung der bei dem gefertigten Magiſtrate erledigten 
Stelle eines Magiſtratrathes der Concurs ausgeſchrieben. 

Mit dieſer Magiſtratrathsſtelle iſt ein Jahresgehalt von 1600 fl., dann 
zwei Quinquennalzulagen von à 200 fl. und eine Activitätszulage von jährlichen 
350 fl. verbunden. 

Als Qualification wird ein Alter unter 40 Jahren, deutſche Nationalität, 
abſolvirte juridiſche Studien, 3 theoretiſche Staatsprüfungen oder das juridiſche 
Doctorat und die praktiſche Staatsprüfung für den Verwaltungsdienſt gefordert. 

Bewerbern, welche aus dem Staats⸗ oder Communaldienſte eintreten, wird 
0 1 ihrer bisherigen Dienſtzeit jedoch höchſtens bis zu 10 Jahren 
geſichert. 

Die hienach gehörig inſtruirten Geſuche um Verleihung der ausgeſchrie⸗ 
benen Stelle ſind bis zum 31. Juli l. J. hieramts einzubringen. 

Magiſtrat Reichenberg, 7. Juni 1887. Der Bürgermeiſter: 

J. U. Dr. Carl Schücker. 


dHiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 7 der Erkenntniſſe 1887. 5 
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